Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/979 

(Zu Drudisadie VI/197) 


Der Bundesminister Bonn-Bad Godesberg, den 15. Juni 1970 

für 

Jugend, Familie und Gesundheit 

F 2 - 2983.2.08 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verheiratetenklauseln im Beamten- und Sozialrecht 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksachen VI/121, VI/197 - 


In Ergänzung meiner Antwort vom 17. Dezember 1969 teile ich 
mit, daß die Prüfung der Frage, welche finanziellen Auswirkun- 
gen eine Änderung der Verheiratetenklauseln für Bund, Länder 
und Gemeinden und Sozialversicherungsträger haben wird, 
folgendes ergeben hat: 

a) Die Streichung der Verheiratetenklauseln würde für die ein- 
zelnen Leistungsbereiche nach den Schätzungen des jeweils 
zuständigen Bundesressorts folgenden jährlichen Mehrauf- 
wand erfordern: 

Für Kindergeld 4,4 Mio DM, 

für Kinderzuschlag, Kinderanteil im 
Ortszuschlag (bei Beamten und 
Angestellten) und Sozialzuschlag 
(bei Arbeitern) nach dem Recht 

des öffentlichen Dienstes 12,8 Mio DM, 

für Waisengeld nach dem Recht des 
öffentlichen Dienstes (einschließlich 

Zusatzversorgung) 3,2 Mio DM, 


Druck; Then6e Drude KG, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/979 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 

für die Sozialversicherung 
(insgesamt) 

davon entfallen auf 
Knappschaftliche Rentenversicherung 
4 Mio DM, 

für die Kriegsopferversorgung und 
Soldatenversorgung 

gesamt 

b) Dieser Aufwand verteilt sich auf die 
einzelnen Kostenträger wie folgt: 

Bund (einschließlich Bundesbahn und 

Bundespost) ca. 17,0 Mio DM, 

Länder und Gemeinden ca. 8,4 Mio DM, 

Sozialversicherungsträger 

(ohne Knappschaft) ca. 36,0 Mio DM, 

gesamt 61 ,4 Mio DM. 

c) Eine Auflockerung der Verheiratetenklauseln würde etwa 
50% der angegebenen Kosten verursachen. Im einzelnen 
hängt die Höhe von den Kriterien ab, die für eine Auflocke- 
rung gewählt werden. 

Die Bundesregierung hat sich in der Kabinettssitzung vom 
13. Juni 1970 dafür ausgesprochen, die Verheiratetenklauseln 
des Beamten- und des Sozialrechts mit Wirkung vom 1. Januar 
1971 zu streichen; ein entsprechender Gesetzentwurf wird vor- 
bereitet. 


Käte Strobel 


40,0 Mio DM, 


1,0 Mio DM, 
61,4 Mio DM, 
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